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Mit dem Injektionsstift können sich Patientinnen und Patienten das Medikament gegen multiple Sklerose selbst injizieren. Foto: Getty Images

Markus Brotschi

Vorvier Jahren erhielt Christiane
B. (Name geändert) die Diagnose
einer schubförmigen multiplen
Sklerose (MS). Die Erkrankung
äusserte sich in einem starken
Kribbeln undTaubheitsgefühlen
in den Beinen und Füssen. «Die
Diagnose war für mich ein
Schock», sagt die 54-Jährige.

Die Neurologin präsentierte
Christiane B. eine ganze Palette
an medikamentösen Behand-
lungen. Sie empfahl ihr jedoch
einen Injektions-Pen. Damit
kann sich Christiane B. eines
der neuen hocheffektiven Medi-
kamente gegen MS zu Hause
selbst spritzen.

Alternativ hätte sie sich die
Medikamente, welche die ent-
zündlichen Prozesse frühzeitig
bremsen, auchmit einer Infusion
verabreichen lassen können.
Dafür gehen die Patientinnen
und Patienten zweimal im Jahr
ins Spital, wo sie jeweils einige
Stunden verbringen müssen.

Heimtherapie ist
ein Viertel günstiger
Christiane B. holte sich eine
Zweitmeinung bei einer Spezia-
listin imKantonsspital St. Gallen
ein.Als auch dieseÄrztin ihr den
Injektions-Pen empfahl, liess
sich die MS-Patientin auf die
Behandlung ein. Zuerst wurde
sie von einer Fachfrau der spe-
zialisiertenApotheke angeleitet:
Beim erstenMal in der Praxis der
Neurologin, ein zweitesMal kam
die Fachfrau zu ihr nach Hause.

Seither spritzt sich Christiane
B. dasMedikament Kesimpta von
Novartis selbstständig. Einmal
im Monat setzt sie sich den Stift

am Oberschenkel an und drückt
wie bei einemKugelschreiber auf
den Knopf. Über eine Nadelwird
das Medikament appliziert. «Ich
war begeistert, wie einfach die
Selbstverabreichung ist.»

Christiane B. hat seit der An-
wendung des Medikaments kei-
ne Krankheitsschübe mehr. Sie
fühlt sich gesund. «Anmanchen
Tagen vergesse ich sogar, dass
ich MS habe.» Neben der ein-
fachen Anwendung hat der Pen
nochweitereVorteile gegenüber
der Infusion. Somuss die Patien-
tin nicht zweimal im Jahr einen
halben Tag für die Infusion ein-
planen und darüber den Arbeit-
geber informieren.

DerPen istnichtnurfürdiePa-
tientin vorteilhaft, sondern auch
für die Krankenversicherung: Die
Heimtherapie ist deutlich güns-
tiger als die Verabreichung ei-

nes MS-Medikaments in einem
Spital oder in der Arztpraxis.
Die Behandlung mit dem Pen
kostet gemäss einer Berechnung
des Beratungsbüros Polynomics
pro Jahr rund 15’000Franken,
die vergleichbare Therapie
mit einer Infusion ungefähr
21’000 Franken.

Allerdings benutzen in der
Schweiz nur rund 20 Prozent
der 7000 MS-Patienten, denen
die hocheffektivenMedikamente
verschriebenwerden, den Injek-
tions-Pen. In den umliegenden
Ländern liegt der Anteil deut-
lich höher: In Österreich sind es
58 Prozent, in Deutschland 45
und in Frankreich 41 Prozent.

Laut Polynomics wäre auch
in der Schweiz die Hälfte der
Patienten bereit, statt einer Infu-
sion die Pen-Injektion zu Hause
anzuwenden. Würde dieses Po-
tenzial ausgeschöpft, könnten
jährlich rund 16 Millionen Fran-
ken an Medikamenten- und Be-
handlungskosten gespartwerden.
Einerseits ist das Pen-Medika-
ment deutlich günstiger als das
über eine Infusion verabreichte
Präparat. Zudem verdient beim
Verabreichen der Infusion auch
das Spital oder dieArztpraxismit.
Polynomics beziffert die Kosten,
die bei der Infusion zusätzlich
zum Medikamentenpreis für die
Krankenkasse anfallen, auf rund
800 Franken pro Jahr.

Bundesrat soll
Fehlanreize beseitigen
Nun verlangen Nationalräte aus
allen Fraktionen vom Bundes-
rat eine Gesetzesänderung, um
kostengünstigereHeimtherapien
zu fördern. Ziel einer von SVP-
Nationalrätin Vroni Thalmann-

Bieri eingereichten Motion ist,
«Effizienz- und Einsparpoten-
ziale bei Heimtherapien gegen-
über Behandlungen im Spital
oder in der Arztpraxis verab-
reichten Medikamenten zu er-
reichen». Fehlanreize, die Arzt-
praxen und Spitäler zur Anwen-
dung der teurerenTherapieform
verleiten, sollen verringert wer-
den. Zudem soll der Bundes-
rat eine Analyse zum Einspar-
potenzial durch Heimtherapien
liefern. Der Fokus soll auf teuren
Behandlungen im Bereich von
Onkologie,Neurologie, Immuno-
logie und Rheumatologie liegen.

Es gibt verschiedeneMöglich-
keiten, umHeimtherapien zu för-
dern. So könnte die Verschrei-
bung der teureren Infusion an
Bedingungen geknüpft werden.
Der Arzt oder die Ärztin müsste
begründen, warum die Heim-
therapie nicht infrage kommt.
Eine andereMöglichkeitwäre, die
Medikamentenmarge zu redu-
zieren. Damit hätten die Ärzte
einen geringeren Anreiz, ein
Medikament aufgrund derMarge
zu verschreiben.

David Haerry, Patientenver-
treter, erklärt sich den geringen
Anteil derHeimmedikation in der
Schweiz auch damit, dass das In-
fusionspräparat deutlich früher
auf dem Markt war als der Pen.
«Eine Umstellung auf ein ande-
res Medikament ist aufwendig,
erfordert Gespräche und verun-
sichert Patienten.»Wenn eine be-
stehendeTherapiewirke, fragten
sie sich, warum sie die Thera-
pie umstellen sollten.Möglicher-
weise hätten manche auch Be-
denken gegenüber einer Heim-
anwendung, weil sie sich selbst
eine Spritze setzen müssten.

ZuHause spritzen ist billiger,
aber viele gehen ins Spital
Therapie gegen multiple Sklerose Im Ausland verabreicht sich die Hälfte der Betroffenen
das MS-Medikament selbst. Das soll nun auch in der Schweiz gängige Praxis werden.

Der beste Indikator für den
Schulerfolg der Kinder sei die
Breite des Büchergestells der
Eltern, besagt ein Bonmot. Aka-
demikereltern helfen ihren Kin-
dern bei den Stöcklirechnungen,
lesen Klassiker vor, schicken die
Kleinen in den Klavierunterricht
und bezahlen die Gymivorbe-
reitung. Entsprechend ist auch
nicht neu, dass der schulische
Erfolg der Kinder in der Schweiz
stark vom Hintergrund der El-
tern abhängt. Doch die Situation
hat sich nicht verbessert,wie ein
neuer Bericht des UNO-Kinder-
hilfswerks Unicef zeigt.

Dieses hat das Wohlbefinden
der Kinder in einkommens-
starken Ländern verglichen: Ins-
gesamt belegt die Schweiz Platz
5 von 41 gelistetenNationen.Nur
in denNiederlanden,Dänemark,
Frankreich und Portugal geht es
Kindern durchschnittlich besser.
In Bezug auf die akademische
Kompetenz – einer von sechs
Faktoren, den Unicef untersucht
hat – belegt die Schweiz Platz
10. Am stärksten sind die Kinder
schulisch in Südkorea, Irland
und Japan.

Vomhohen Bildungsniveau in
der Schweiz profitieren nicht alle

Kinder in gleichem Masse. «Die
Schweiz hat eine sehrgute Schul-
bildung, aber nicht für alle»,
sagt Désirée Zaugg, Expertin für
Kinderrechte bei Unicef Schweiz
und Liechtenstein.

91 Prozent der 15-jährigen
Kinder aus privilegierten Haus-
halten sind laut Daten der letz-
ten Pisa-Studie gut inMathema-
tik und Lesen – aber nur 46 Pro-
zent der gleichaltrigen Kinder
aus benachteiligten Haushalten.
Diese «Kompetenzlücke» von
45 Prozent sei enorm, sagt
Zaugg: «Auch im internationalen
Vergleich steht die Schweiz
schlecht da.» Sie gehört zu den
OECD-Ländernmit den grössten
Leistungsunterschieden unter
Schulkindern: Im neuen Unicef-
Bericht belegt die Schweiz bei
der schulischen Ungleichheit
Platz 31 von 41.

Mehr Kinderarmut
in der Schweiz
Um Chancengerechtigkeit zu
schaffen, schlagen Expertinnen
und Experten schon seit Jahren
Reformen des Schulsystems vor:
Es sei zu wenig durchlässig, die
Selektion in Schweizer Schulen
zu früh. «Eltern mit mehr Bil-
dung, finanziellen Mitteln und
Kenntnis des Schulsystems
können die Kinder oftwirksamer
unterstützen und ihre Interessen
gegenüber der Schule besser
vertreten», sagt der Bildungs-
forscher Daniel Hofstetter.

Unicef hingegen setzt früher
an: «DieWeichen werden schon
im Vorschulalter gestellt», sagt
Zaugg. Bevor die Kinder in den
Kindergarten gehen, profitieren
vor allem privilegierte Kinder
von einer professionellen exter-
nen Betreuung.

In diese frühkindliche
Betreuung müsste der Staat in-
vestieren, fordert Unicef Schweiz
und Liechtenstein – und die
Familien- und Kinderarmut
wirksamer bekämpfen. «Der
Schweizer Sozialstaat gleicht un-
gleiche Startbedingungen nur
unzureichend aus», heisst es in
einem Statement. Laut Unicef
gibt es gar eine negative Ent-
wicklung: Die Kinderarmut hat
sich in der Schweiz zwischen
2002 und 2022 um fast 14 Pro-
zent verstärkt,wie in einemwei-
teren Bericht des Kinderhilfs-
werks steht. Ähnliches gelte für
die Einkommensungleichheit,
die im gleichen Zeitraum um
fast 17 Prozent gestiegen sei.

Was für die Kinderarmut
stimmenmag, ist bei derEinkom-
mensungleichheit umstritten.
Andere Forschende kamen im
vergangenen Jahr zum Schluss,
dass die Schere bei den Ein-
kommen sich eher schliesse. Die
elterlichen Finanzenwirken sich
nicht nur auf die schulischen
Leistungen aus, sondern auch
auf andere Lebensbereiche: Er-
nährung, Gesundheit und sozia-
le Kompetenzen beispielsweise.
Diese Effekte sind in der Schweiz
wiederum weniger stark ausge-
prägt als anderswo – und trotz-
dem sind Kinder aus ärmeren
Familien hierzulande insgesamt
weniger zufrieden: 72 Prozent der
Kinder aus Unterschichtsfamilien
haben laut Unicef-Bericht eine
«hohe Lebenszufriedenheit» –
und 83 Prozent der Kinder aus
privilegierten Familien.

Anna Luna Frauchiger

Geringe Chancengleichheit
für Schulkinder
Unicef-Bericht In der Schweiz kommt es
stark auf den familiären Hintergrund an.

Mit dem
Injektions-Pen
könnten jährlich
rund 16Millionen
Franken gespart
werden.

Bei der schulischen
Grundbildung schneiden
Schweizer Kinder gut ab

Anteil 15-jähriger Schülerinnen
und Schüler, die über
Grundkenntnisse (funktionale
Fähigkeiten für den Alltag) in
Lesen und Schreiben verfügen,
2022

Südkorea 79%

Irland 78%

Japan 76%

Estland 75%

Grossbritannien 68%

Belgien 67%

Kanada 67%

Finnland 66%

Schweiz 65%

Tschechien 63%

Polen 63%

Österreich 61%

Frankreich 61%

Portugal 61%

Deutschland 60%

Spanien 59%

Schweden 59%

Italien 57%

Kroatien 56%

Ungarn 56%

Norwegen 56%

Slowakei 55%

USA 55%

Israel 52%

Niederlande 49%

Rumänien 36%

Uruguay 34%

Bulgarien 30%

Mexiko 20%

Kolumbien 19%

Land Anteil

Tabelle: lm / Quelle: UNICEF, PISA 2022
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Fabian Fellmann

Die SVPwill mit ihrer 10-Millio
nen-Initiative die Zuwanderung
drosseln.Alle anderen grösseren
Parteien sind dagegen. Aber es
gibt vereinzelte Abweichler,
zum Beispiel den Innerrhoder
Ständerat Daniel Fässler. Partei
intern sorgt das für Spannungen.
Doch der Appenzeller ist fest
überzeugt von seinem Ja.

Herr Fässler,warum sagen Sie
Ja zur 10-Millionen-Initiative,
obwohl Ihre Partei dagegen ist?
Die Schweiz wächst zu schnell.
Die Bevölkerung hat in den letz-
ten 20 Jahren um über 1,6 Milli
onen zugenommen. Auf so viele
Einwohner kommen heute die
Kantone Aargau, St. Gallen und
Luzern zusammen. In diesem
Tempo kann es nicht weiter
gehen. Dies belastet unsere In-
frastruktur und die Gesellschaft
zu stark. Ich habe daher der Ini
tiative bereits im Ständerat zu-
gestimmt. Ich habe einen direk-
ten Gegenvorschlag eingebracht,
dermehrKlarheit gebracht hätte.
Dieser wurde vom Rat aber
abgelehnt.

WelcheMassnahmen braucht
es denn? Der Bundesrat hat
soeben den Grundstückserwerb
durchAusländer eingeschränkt.
Die Anpassung der Lex Koller ist
nur ein Placebo. Ein Bericht des
Bundesrates zeigt es deutlich:
In den vergangenen 10 Jahren
wurden jedes Jahr netto 48’000
neue Haushalte gegründet. Seit
2022 ist die Nachfrage nach zu-
sätzlichemWohnraum fast aus-
schliesslich auf die Zuwande-
rung zurückzuführen. Das ist
ein Fakt, den viele Politiker, die
überWohnungsnot klagen, nicht
hören wollen.

Die Initiative führt zumAusstieg
der Schweiz aus internationalen
Verträgen bei 9,5Millionen
Einwohnern, später auch
zur Kündigung des Personen
freizügigkeitsabkommensmit
der EU sowie der Bilateralen.
Das stimmt so nicht. Ich habe
den Initiativtext sehr intensiv
studiert,weil ich als Präsident der
Staatspolitischen Kommission
des Ständerats die Beratungen
geleitet habe. Wird die Grenze
von 9,5 Millionen überschritten,
verlangt die Initiative nur
Massnahmen und die Neuver-
handlung von internationalen
Abkommen, nicht aber deren
Kündigung. Der Spielraum für
Parlament undBundesrat ist also
gross.Auchwenn die Grenze von
10Millionen überschrittenwird,
führt das nicht direkt zur Kün-
digung der Personenfreizügig-
keit. Die Initiative fordert zuerst
die Verhandlung oder Anrufung
von Ausnahme- oder Schutz-
klauseln. Eine Kündigungwürde
auch nicht automatisch ausge-
löst – ohne den üblichen politi-
schen Prozess.

Die Schweizwürde den
Bruchmit der EU riskieren.
Ich sehe dieses Risiko nicht.
Für mich ist auch undenkbar,
dass die EU die Schweiz von
Schengen-Dublin ausschliessen

würde. Sie hat ein ebenso gros-
ses Interesse wie wir, dass die
Schweiz bei der Bekämpfung der
Kriminalität und der irregulären
Migration mitmacht.

DieWirtschaft braucht die
Fachkräfte aus demAusland.
Ja, aber mit einer besseren
Ausschöpfung des inländi-
schen Potenzials könnten wir
den Bedarf senken. Die Wirt-
schaft fokussiert zu stark auf
ausländisches Personal. Dies
führt zu einer Spiralbewegung.
Jede Person, die in die Schweiz
kommt, braucht Wohnraum,
Gesundheitspflege und Infra-
struktur. Und alle werden auch
einmal alt. Wir sollten daher
versuchen, diese Spirale zu ver-
langsamen. Das hohe Tempo
überfordert die Schweiz.

Die Zuwanderung durch Junge
bremst die rasanteAlterung
der Bevölkerung.
Das ist so.

Wiewollen Sie
das Problem sonst lösen?
Mit einer besserenMobilisierung
des Potenzials der schon in der
Schweiz wohnenden Personen.
Es gibt mir zu denken, dass die
Zahl der arbeitslosen Personen
und die Zahl der Stellensuchen-
den in den letzten Jahren trotz
starker Zuwanderung gestiegen
sind, im letzten Jahr um nicht
weniger als 10 Prozent. Auch
die Jugendarbeitslosigkeit ist um
über 6 Prozent gestiegen. Wir
haben zurzeit 230’000 Stellen-

suchende. Erstaunlich ist, dass
die Arbeitslosigkeit innert eines
Jahres auch im Gesundheits-
und Sozialwesen um 13 Prozent
und im Gastgewerbe um mehr
als 8 Prozent stark gestiegen ist.
Hinzu kommt, dass zu viele Per-
sonen nurTeilzeit arbeiten. Und
die Erwerbsquote bei anerkann-
ten Flüchtlingen ist viel zu tief.

Weil es schwierig ist, für
Flüchtlinge Stellen zu finden.
Ich stelle das infrage.Mir scheint
eher, dass einige Kantone die
Arbeitslosen eher verwalten, als
sie persönlich zu betreuen und
in den Arbeitsmarkt zu führen.
Mein Kanton hat die tiefste Ar-
beitslosenquote der Schweiz. Er
wird die 10-Millionen-Initiative
vermutlich annehmen. Das hat
mich auf einen interessanten
Zusammenhang aufmerksam
gemacht. Die Kantone der Ost-
und der Zentralschweiz haben
eine tendenziell tiefe Arbeits
losigkeit und sind eher für die
Initiative. Das sind übrigens

auch jene Kantone, die Flücht-
linge und Personen mit Schutz-
status S erfolgreicher in den
Arbeitsprozess integrieren als
die Kantone in der Romandie
oder die städtisch geprägten
Kantone. In diesen Kantonen
liegt dieArbeitslosenquote deut-
lich über demDurchschnitt. Dies
sind notabene jene Kantone, die
die Initiative vermutlich ableh-
nen werden.

Die Schweiz hat sich darauf
spezialisiert, Unternehmen
aus demAusland anzusiedeln,
zumBeispiel internationale
Konzerne, die hier ihren
Europasitz haben. Lockt sie
damit nicht genau solche
Firmen an, die sich nichtmit
der Bevölkerung solidarisieren?
Ob es Schweizer oder ausländi-
sche Unternehmen sind, ist nicht
entscheidend. Fakt ist, dass jetzt
viele StudienabgängerMühe ha-
ben, eine Stelle zu finden. Viele
Firmen bieten ihnen keine Ein-
stiegschance, sondern holen
lieber günstige Fachleute aus
dem Ausland. In der Finanz-
und Versicherungsbranche ist
dieArbeitslosigkeit innert 12Mo-
naten um über 20 Prozent ge-
stiegen. Die Statistik des Bundes
zeigt umgekehrt, dass die starke
Zunahme der ständigen auslän-
dischen Bevölkerung zu über
30 Prozent auf Zuwanderung in
den Sektor Banken, Informatik
und Beratung zurückgeht.Dieses
Beispiel zeigt, dass etwas falsch
läuft. Zudem findet ein beachtli-
cherTeil der Zuwanderung nicht

in den Arbeitsmarkt statt, son-
dern über den Familiennach-
zug. Diese Leute sollten wir erst
in denArbeitsmarkt integrieren,
bevor wir noch mehr Zuwande-
rer holen.

Rechnen Siemit negativen
Reaktionen aus Ihrer
Partei,wenn Sie über Ihre
befürwortende Haltung reden?
Nein.Als ichmeinen Kolleginnen
und Kollegen im Ständerat
meinen Gegenvorschlag präsen
tierte, erhielt ich mehrheitlich
Zustimmung. Auch die Partei
reagierte nicht negativ. Und dies,
obwohl ich weite Teile des Ini-
tiativtextes übernommen und
nur eine Klärung zur Frage der
Kündigung des Freizügigkeits-
abkommensvorgeschlagen habe.
Ich bin jetzt seit 15 Jahren im
Bundeshaus. Die Partei kennt
mich und meine Position.

Die Initiative fordert
die Kündigung des
Freizügigkeitsabkommens.
Die Beziehung zur EUwird
infrage gestellt.
Die Kündigungwird nur für den
Fall gefordert, dass alle Mass
nahmen nicht greifen. Aber
natürlich,die EUwirdmit grosser
Besorgnis reagieren,weil sie um
das EU-Paket fürchtet.

Die Bilateralen III sind tot,
wenn die 10-Millionen-Initiative
eineMehrheit findet.
Sie sind nicht ihr Tod, aber wir
müssen dann wohl noch kriti-
schere Fragen stellen.Wollenwir

auf ein aufdatiertes Freizügig
keitsabkommen eingehen und
uns zur dynamischen Rechts-
übernahme verpflichten, wenn
wir nicht wissen, wie sich das
Freizügigkeitsabkommen in
Zukunft entwickeln wird? Ich
beurteile das ganze Paket sehr
kritisch.

Sie nehmenwirtschaftliche
Nachteile in Kauf.
Vielleicht.Aber ich binüberzeugt,
dass die Schweiz wieder mehr
auf Innovation setzen sollte statt
auf Wachstum in die Breite. Das
Wirtschaftswachstum pro Kopf
stagniert. Es gibt Profiteure,
aber bei einem grossen Teil der
Bevölkerung nimmt der Wohl-
stand nicht zu, teilweise so-
gar ab. Ihre Löhne steigen zwar,
aber wegen höherer Kranken
kassen- und Wohnkosten ha-
ben sie am Schluss weniger im
Portemonnaie.

Geht die Zuwanderung zurück,
werden als Erstes ländliche
Kantonewie der Ihre unter
einemBevölkerungsschwund
leiden.
Das glaube ich nicht. Auf dem
Land ist die Bevölkerung schon
in den vergangenen Jahren
viel weniger schnell gewachsen
als in den Ballungszentren.
Trotzdem ist Appenzell Inner-
rhoden ein florierender Kanton.
Unsere Wirtschaft ist qualitativ
gewachsen, wir sind heute ein
Geberkanton im Finanzaus-
gleich. Der ländliche Raum hat
viel zu bieten.

Mitte-Abweichler kämpft für SVP-Initiative:
«Die Schweiz wächst zu schnell»
10-Millionen-Schweiz Der Innerrhoder Ständerat Daniel Fässler will Ja stimmen zur Initiative – gegen seine eigene Fraktion.
Der Bundesrat verabreiche nur Placebo gegen die Zuwanderung, kritisiert er.

«Mir scheint,
dass einige Kantone
die Arbeitslosen
eher verwalten,
als sie persönlich
zu betreuen.»

«Das hohe Tempo überfordert die Schweiz», findet Daniel Fässler. Foto: Anthony Anex (Keystone)


